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zurück bis etwa Mitte der 1980er-Jahre, wobei für die Akten der Bezirksregierung keine 
Gewähr für Vollständigkeit übernommen wird. 
 
Soweit Sie auf eine Zulassung von 28.08.2014 verweisen, beinhaltet diese Zulassung 
nur die Brücke über den Hühnerbach, Gewässer III. Ordnung, sowie die dazugehörigen 
Anprampungen. Eine Brücke über die Nims, Gewässer II. Ordnung, beinhaltet diese 
Zulassung nicht. Die seinerzeitigen Antragsunterlagen weisen diese Brücke als (be-
reits) vorhanden und damit als "Bestand" aus. 
 
Begründung 
 
Die Prüfung der Anfrage hat ergeben, dass ein Informationsanspruch nach 
§ 12 LTranspG besteht. Es gibt keine entgegenstehenden Belange nach den 
§§ 14 – 16 LTranspG.  
 
Auch die nach § 17 LTranspG vorzunehmende Abwägung hat ergeben, dass das Infor-
mationsinteresse der Öffentlichkeit und der Anspruch auf Informationszugang nach 
Maßgabe der in § 1 LTranspG genannten Zwecke, die Vergrößerung der Transparenz 
und Offenheit der Verwaltung, gegenüber nicht vorhandenen entgegenstehenden Be-
langen überwiegt. 
 
Diese Entscheidung ergeht nach § 24 Abs. 1 Satz 2 LTranspG gebühren- und ausla-
genfrei, da es sich um eine einfache Auskunft handelt.  
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. 

 
Der Widerspruch ist bei der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord einzulegen. 
 
Der Widerspruch kann  
 
1. schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
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Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, 
Stresemannstr. 3-5, 56068 Koblenz 

oder Postfach 20 03 61, 56003 Koblenz 
oder 
 
2. durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur1 an die virtuelle Poststelle 
Rheinland-Pfalz, deren Nutzung auf der Grundlage der Nutzungsbedingungen der 
VPS erfolgt, die auf der Internetseite  
https://mdi.rlp.de/service/kontakt/virtuelle-poststelle/ zum Download bereitstehen  
oder 
 
3. durch Übermittlung einer von dem Erklärenden signierten Erklärung an die 
Behörde aus einem besonderen elektronischen Anwaltspostfach (besonderes 
Behördenpostfach – beBPo) nach den §§ 31a und 31b der 
Bundesrechtsanwaltsverordnung 
 
erhoben werden. 
 
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbe-
dingungen zu beachten, die auf der Homepage der SGD Nord unter 
https://sgdnord.rlp.de/de/service/elektronische-kommunikation/ aufgeführt sind. 
 
 
Hinweise 
 
Vorsorglich verweise ich Sie zusätzlich auf § 19 Abs. 2 LTranspG. Danach haben Sie 
die Möglichkeit, die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit zu kontaktieren, wenn Sie ihr Recht auf Informati-
onszugang nach dem LTranspG durch die vorliegende Entscheidung als verletzt anse-
hen. 
 

                                                
1 Vgl. Artikel 3 Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 
2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und 
zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. EU Nr. L 257 S. 73). 
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